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„ K RECHTSANWÄLT~ ~ 
In dem Rechtsstreit 

61 
ti 

, - Kläger -

gegen 

- Beklagte -

wegen Forderung 

erlässt das Amtsgericht Nürnberg durch die Richterin am Amtsgericht -am 22'.05.2015 

folgendes. 

Anerkenntnis.- und Schlussurteil 

1. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger von der Rechnung der VUT Sachverständigen 

GmbH & Co. ' KG, Matthias-Nickels-Straße 17a, 66346 Püttlingen, Rechnungs-Nr.: 

A02113/14 vom 11.07'.2014 in Höhe von 807,18. €nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunk­

ten über dem Basiszinssatz seit dem 09.08,2014 freizustellen. 

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicher-
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heitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn 

nicht zuvor der Kläger Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

Beschluss 

Der Streitwert wird auf 807, 18 € festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Begleichung einer Rechnung. Zwischen den Parteien besteht ein 

Rechtsschutzversicherungsvertrag. 

Der Kläger war Betroffener in einem Bußgeldverfahren wegen Überschreitung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit. Er beauftragte daher am 26:06.2014 die VUT Sachverständigen GmbH & 

Co. KG, Matthias-Nickels-Straße 17a, 66343 Püttlingen mit der Erstellung eines Sachverständi­

gengutachtens zur Überprüfung der Messung für die Verteidigung in einem verkehrsrechtHchen 

Bußgeldverfahren. Zuvor hatte die Beklagte mit Schreiben vom 23.06.2014 Deckungsschutz für 

die Einholung des Gutachtens erteilt. 

Die VUT Sachverständigen GmbH & Co. KG erstellte am 11.07.2014 das Gutachten. Mit Rech­

nung vom 11.07.2014 stellte sie dem Kläger hierfür 807, 18 € in Rechnung. Die Rechnung war 

maschinell erstellt und nicht unterschrieben. Die Beklagte leistete zunächst keine Zahlung, son­

dern machte ein Zurückbehaltungsrecht geltend, bis der Kläger ihr die wirksame Ausübung des 

Bestimmungsrechtes des Sachverstän?igen nach § 315 BGB durch Unterzeichnung der Rech­

nung nachgewiesen habe. 

Der Kläger trägt vor, dass ein derartiges Zurückbehaltungsrecht der Beklagten nicht bestünde. § 

315 BGB kenne ein Schriftformerfordernis ebenso wenig wie das Erfordernis einer unterschriebe­

nen Rechnung. Von daher sei dies keine Fälligkeitsvoraussetzung. In der Rechnung sei erkenn­

bar die Vergütung bestimmt worden. 

Mit Schriftsatz vom 27.03.2015 hat die Klagepartei eine vom Sachverständigen Grün unterzeich­

nete .Rechnung (Anlage K4) vorgelegt. Die Beklagte hat daraufhin erklärt, dass sie die Klageforde­

rung insgesamt mit Ausnahme der Verfahrenskosten anerkennt. 

Der Kläger beantragt, gemäß dem Anerkenntnis der Beklagten ein Anerkenntnis zu erlassen und 

der Beklagten die Kosten aufzuerlegen. 
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Die Beklagte beantragt, dem Kläger die Kosten aufzuerlegen. 

Die Beklagte trägt vor, dass es sich bei dem Anerkenntnis um ein sofortiges Anerkenntnis hande­

le, weshalb dem Kläger die Kosten aufzuerlegen seien. Die Rechnung des Sachverständigen sei 

bis zur Übersendung der unterschriebenen Rechnung nicht fällig gewesen. Die Leistung sei vor­

liegend nach§ 315 BGB zu bestimmen gewesen. Der nicht unterzeichneten Rechnung habe es 
• 

an einer solchen Bestimmung ersichtlich gefehlt, da keine natürliche Person die streitgegenständ­

liche Rechnung erstellt oder die Verantwortung hierfür übernommen habe. Die Beklagte habe da­

her ein Zurückbehaltungsrecht geltend machen dürfen, bis zu dem Zeitpunkt als der Kläger ihr die 

wirksame Ausübung des Bestimmungsrechtes durch Übersendung der unterzeichneten Rech­

nung nachgewiesen habe. 

Die Entscheidung erfolgte gemäß§§ 128 Abs. 3, 307 ZPO ohne mündliche Verhandlung. 

Entscheidungsgründe 

1. 

Die Beklagte war entsprechend ihrem Anerkenntnis nach § 307 ZPO zu verurteilen. 

Die Beklagte trägt indes auch die Kosten des Rechtsstreits. 

Ein sofortiges Anerkenntnis im Sinne des § 93 ZPO, wonach die Klagep;:irtei die Kosten ~es Ver­

fahrens tragen müsste, ist vorliegend nicht anzunehmen. Vielmehr hat die Beklagte durch ihr Ver­

halten Anlass zur Klageerhebung gegeben. 

Soweit sich die Beklagte auf ein Zurückbehaltungsrecht beruft, weil die Rechnung der VUT Sach­

verständigen GmbH & Co. KG vom 11.07.2014 nicht unterschrieben war, so begründet dies kein 

Zurückbehaltungsrecht. Grundsätzlich bedarf eine Rechnung keiner Unterschrift, vgl. Palandt, 

BGB, 72. A., § 286 Rn. 28. 

Soweit sich die Beklagte auf eine Leistungsbestimmung nach§ 315 BGB beruft, ist bereits frag­

lich, ob § 315 BGB im vorliegenden Fall zur Anwendung kommt. Bei der Gutachtenserstattung 

handelt es sich um einen Werkvertrag nach § 631 BGB. Nach § 632 Abs. 2 BGB ist, wenn die 

Höhe der Vergütung nicht vertraglich vereinbart ist, die übliche Vergütung anzunehmen. Erst 

wenn eine übliche Vergütung nicht zu ermitteln ist, kann die Bestimmung einseitig durch den Un­

ternehmer nach § 315 BGB erfolgen. Im vorliegenden Fall wäre die übliche Vergütung ohne weite­

res durch einen Vergleich mit anderen Sachverständigen zu ermitteln. Dass eine einseitige Be-
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stimmung nach§ 315 BGB zu erfolgen hatte, ist nicht ersichtlich. 

Jedoch selbst wenn man eine solche Bestimmung nach§ 315 BGB verlangt, so ist diese konklu­

dent in der Rechnungsstellung zu sehen. Eine bestimmte Form ist für die Bestimmung, welche 

eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung ist, nicht vorgesehen. Sie kann daher auch 

durch schlüssige Handlung erfolgen und ist formlos gültig, vgl. Palandt, BGB, 73. A., § 315 Rn. 

11. 

Nachdem kein zurückbehaltungsrecht beklagtenseits bestand, hätte die Beklagte bereits vor Kla­

geerhebung die Forderung begleichen müssen. Weil die Beklagte dies nicht getan hat, hat sie An­

lass zur Klageerhebung gegeben. 

Die Beklagte trägt daher die Kosten des Rechtsstreits. 

Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 11, 709 S. 2, ?11 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

einzulegen. 

Landgericht Nürnberg-Fürth 
Fürther Str. 110 
90429 Nürnberg 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

Amtsgericht Nürnberg 
Fürther Str. 110 
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90429 Nürnberg 

einzulegen. 

Die Frist beginnt rnit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung In der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der ~echsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtteitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

gez. 

-Richterin am Amtsgericht 




